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NeueLeitung im
Asylzentrum
Innerrhoden Die Standeskom-
missionhat EstherHörnlimann
als Leiterin des Asylzentrums
Appenzell gewählt. Wie die
Ratskanzlei schreibt, tritt die
36-Jährige ihre neue Stelle An-
fang März an. Ihr Arbeitspen-
sumwird 80 Stellenprozent be-
tragen. Seit dem 1. Oktober hat
sie bereits gewiss gewisse stra-
tegische Aufgaben übernom-
men. Bis im Frühjahr schliesst
sie zudemeigene freiberufliche
Projekte inderKommunikation
und Wissenschaft ab. Hörnli-
mann hat 2011 ihr Masterstu-
dium in Jüdischen Studien und
Politikwissenschaft andenUni-
versitätenBasel undLuzern ab-
geschlossen. Nach ihrem Stu-
dium war sie bis 2016 in der is-
raelischen Botschaft in Bern
tätig. In dieser Zeit verantwor-
tete sie als Projektleiterin zwei
schweizweite Wanderausstel-
lungen über den Holocaust.
Hörnlimann lebt seit 2016 in
Appenzell undarbeitet seit Janu-
ar 2018 als Projektleiterin und
Deutschkursleiterinbeiderkan-
tonalen Verwaltung. (rk)

DreiMillionenfürSolaranlagen
Erneuerbare Energien sollen in Ausserrhoden stärker gefördert werden. DerHeizungsersatz bleibt umstritten.

Jesko Calderara

EhrgeizigeZiele fürdenAusbau
dererneuerbarenEnergien,Ein-
führung des Basler Modells
beimWechseldesWärmeerzeu-
gers, strenge Vorschriften für
Elektroheizungen:DerKantons-
rat hat im Februar in der ersten
LesungeinambitioniertesEner-
giegesetz beschlossen. In der
Volksdiskussion sind die Vor-
schläge kontrovers beurteilt
worden,wiedie 39Beiträge zei-
gen.

Der Regierungsrat hat diese
nun ausgewertet und den Ent-
wurf zuhanden der zweiten Le-
sung imKantonsparlament ver-
abschiedet. «Wir haben dieDe-
tails ausgearbeitet, wie die
vorgeschlagenen Massnahmen
umgesetzt werden können»,
sagt Landammann Dölf Biasot-
to, Vorsteher desDepartements
BauundVolkswirtschaft.Zudem
sind deren finanzielle Konse-
quenzen berechnet worden. Im
Folgenden die wichtigsten Fra-
gen undAntworten zur Vorlage.

Hat der Regierungsrat nach
der 1. Lesung im Kantonsrat
und der Volksdiskussion am
Energiegesetz Anpassungen
vorgenommen?
Ja, in einemwesentlichenPunkt
weichtderGesetzesentwurfder
Regierung von jenem des Kan-
tonsparlaments ab: beim soge-
nannten Basler Modell. Dieses
verlangt, dass Hauseigentümer
künftig bei einem Heizungs-
wechsel auf erneuerbare Ener-
gien umsteigenmüssen, sofern
dies technisch machbar ist und
zu keinen Mehrkosten führt.
Das Basler Modell sieht dabei
vor, denMehraufwanddurcher-
höhte Beiträge auszugleichen.
Soweitmöchte der Regierungs-
ratnicht gehen.Er setzt stattdes-
sen auf die Mustervorschriften
der Kantone (MuKEn 2014).
Demnach sind beim Ersatz be-
stehender Wärmeerzeuger in
BautenmitWohnnutzungdiese
so auszurüsten, dass der Anteil
an nichterneuerbarer Energie
90 Prozent des massgebenden
Bedarfsnichtüberschreitet.Alle
anderen beschlossenen Ver-
schärfungen im Energiegesetz
hat die Regierung übernom-
men, so auch das Ziel, bis 2035
mindestens 40 Prozent des
Stroms im Kanton aus erneuer-
baren Energien zu erzeugen.

WarumsollaufdasBaslerMo-
dell verzichtet werden?
NachAnsichtderRegierungha-
bendieMuKEn2014 ein besse-
res Kosten-Wirksamkeits-Ver-
hältnis als das Basler Modell.
Die Erfahrungen aus anderen
Kantonen zeigten, dassmit den
MuKEnbereits vier von fünfÖl-
undGasheizungendurch solche
ersetztwerden,diemit erneuer-
baren Energien betrieben wer-
den, sagt der Landammann.
DiesesModell führe abgesehen
davon für Kanton undGemein-
den zu keinen Mehrkosten. In
Zeiten angespannter Kantons-
finanzen möchte der Regie-
rungsrat gemäss Biasotto die
vorhandenenMittel lieber indie
FörderungvonFotovoltaikanla-
gen investieren. Biasotto ver-

weist zudem auf die Klimastra-
tegie, die ebenfalls Kosten ver-
ursachen wird. Erste
Massnahmen indiesemBereich
sind im Voranschlag 2022 ein-
geplant, welcher Ende Oktober
vorgestellt wird.

Wie hoch wären die Kosten
für das Basler Modell?
Das hängt von der Umsetzung
ab. Im Kanton gibt es 10 000
Öl- und Gasheizungen. Etwa
400davonwerden schätzungs-
weise jährlich ersetzt. Werden
nur die Investitionskosten be-
trachtet, sind erneuerbare Lö-
sungen teurer als fossileHeizun-
gen. Die Berechnungen des
Kantons zeigen, dass in diesem
Fall dasBaslerModell etwazwei
Millionen Franken kosten wür-
de.WerdendagegendieLebens-
zykluskostenbetrachtet, schnei-
den die erneuerbaren Energien
besser ab.DieMehrkostenwür-
den sich bei dieser Variante auf
0,5MillionenFrankenbelaufen.
Auch ist das Basler Modell mit
zusätzlicher Planungsarbeit für
diePrivaten sowieVerwaltungs-
aufwand für Gemeinden und
Kanton verbunden.

Bis 2035 sollen gemäss dem
Gesetzesentwurf 40 Prozent

des in Ausserrhoden ver-
brauchten Stroms im Kanton
erzeugtwerden.Wiekanndas
erreicht werden?
DieNutzung der Sonne auf Dä-
chern hat in Ausserrhoden das
grösste Potenzial, wie es im
Energiekonzept 2017-2025
heisst. Um das Ziel im Energie-
gesetz zu erreichen, muss der
Zubau an erneuerbaren Ener-

gien um das 3- bis 4-Fache er-
höht werden. Das soll gemäss
Biasotto vor allem durch Foto-
voltaikanlagen erfolgen. Der
Regierungsrat schlägt vor, die
Beiträge des Bundes für Solar-
anlagendurchKantonsmittel zu
verdoppeln.

Umwieviel sollendieFörder-
beiträge konkret aufgestockt
werden?
Heute gibt der Kanton für das
GebäudeprogrammeineMillion
Franken aus, der Bund steuert
dendoppeltenBetrag bei. Foto-
voltaikanlagen unterstützt Aus-
serrhoden bis anhin nicht. Nun
soll sich dies ändern. Gemäss
Biasotto wurden für 2023 im
Aufgaben- und Finanzplan drei
Millionen Franken dafür einge-
stellt. Für Liegenschaftseigen-
tümer wird die Solarenergie
dadurch interessanter. Künftig
werden Bund und Kanton je
nach Grösse der Anlage bis
mehr als die Hälfte der Investi-
tionskosten übernehmen.

Warum wird nicht auf Wind-
energieprojekte gesetzt?
Der Grund ist einfach: Solaran-
lagen können am schnellsten
realisiertwerden.Dagegen sind
Windenergieprojekte umstrit-

ten, wie das Beispiel Oberegg
zeigt. Erfahrungsgemässdauert
diePlanungs-undBewilligungs-
phasebis zu zehnundmehr Jah-
re. Die Windenergie besitzt in
Ausserrhoden das zweitgrösste
Potenzial. Der Regierungsrat
wirdEnde Jahr seineHaltungzu
Grosswindanlagen neu definie-
ren. 2018 sprach er sich gegen
dasProjekt inObereggaus.Nun
hat der Kanton zusammen mit
InnerrhodenundSt.Galleneine
Studieerarbeiten lassen,welche
auf der Basis der neuen Wind-
energiekarte des Bundes mög-
liche neue Standorte aufzeigt.
Mit Fokus auf die Versorgungs-
sicherheit sollten sich längerfris-
tig die erneuerbaren Energie-
quellen optimal ergänzen.

Ein umstrittenes Thema sind
Elektroheizungen. Diese sol-
len innerhalb von 15 Jahren
ersetzt werden. Der HEV AR
unddieKBVwolltenaufdiese
Fristverzichten.Warumwird
doch daran festgehalten?
Die Regierung will bei diesem
Punkt aufder strengenLiniedes
Kantonsrates bleiben. Dies be-
deutet: Elektroheizungen sollen
in den nächsten 15 Jahren aus
Ausserrhoder Häusern ver-
schwinden. Nachdem neue
Elektroheizungen bereits seit
2012 verboten sind, bezeichnet
Dölf Biasotto dies als «langen
Zeitraum». Die entsprechende
Sanierung sei baulich mit ver-
tretbarem Aufwand machbar.
Elektroheizungen haben einen
schlechten Wirkungsgrad. Sie
sind schweizweit für zehn Pro-
zent des Stromverbrauchs ver-
antwortlich, imWinter sogar für
20 Prozent. Nach Schätzungen
des kantonalen Amts für Um-
welt dürfte die Situation inAus-
serrhodenähnlich sein.«Esdarf
nicht sein, dass wir, um das
Stromziel von 40 Prozent bis
2035 zu erreichen, Fotovoltaik
mit Millionen fördern und
gleichzeitig 20 Prozent des
Stroms mit Elektroheizungen
ineffizient verschwendet wer-
den», sagt Biasotto.

Wann steht die 2. Lesung der
TeilrevisiondesEnergiegeset-
zes im Kantonsrat an?
Die Kantonsrätinnen und Kan-
tonsrätewerdenvoraussichtlich
am 21. Februar 2022 darüber
beraten. Zuerst ist die vorberei-
tende Kommission Bau und
Volkswirtschaft an der Reihe.

Wirdes inAusserrhodeneine
Abstimmungüberdiekünfti-
ge Ausrichtung der Energie-
politik geben?
Das ist offen. Der Gesetzesent-
wurf untersteht dem fakultati-
ven Referendum. In Kantonen
wie Bern und Aargau hat der
Hauseigentümerverband (HEV)
das Referendum ergriffen. Ge-
mäss seinem Beitrag zur Volks-
diskussion trägt der Ausser-
rhoder HEV viele der Verschär-
fungen im teilrevidierten
Energiegesetz mit. Er befürch-
tete jedoch, dass aufgrund der
erwähnten Frist für den Ersatz
von Elektroheizungen und zen-
tralenElektroboilernHausbesit-
zer in finanzielle Schwierigkei-
ten geraten könnten.

Die Fotovoltaik hat in Ausserrhoden das grösste Potenzial. Bild: KEYSTONE/Martin Ruetschi

Energiegesetz in Kürze

Mit der Teilrevision des Energie-
gesetzes möchte die Regierung
die Mustervorschriften der Kan-
tone im Energiebereich (MuKEn)
2014 umsetzen. Mit den Vor-
schriften soll der Energiever-
brauch im Gebäudebereich re-
duziert und der Anteil an erneu-
erbaren Energien erhöht werden.
Auch gibt es neu eine Sanie-
rungspflicht für Elektroheizun-
gen und zentrale Elektroboiler.
Diese müssen innerhalb von
15 Jahren ersetzt werden. Bei
Neubauten sollen zehn Prozent
des Stromverbrauches durch
Eigenproduktion erzeugt wer-
den. Der Kantonsrat verschärfte
das Gesetz deutlich. (cal)

ZweiVerhaftungen
inHerisau
Polizeikontrolle Am Freitag-
abend führtedieKantonspolizei
ARzusammenmitder Staatsan-
waltschaft in Herisau eine Ak-
tion wegen Widerhandlungen
gegen das Bundesgesetz über
Geldspieledurch.Dabeiwurden
mehrere Lokale und Räumlich-
keiten gleichzeitig kontrolliert.
Bei denKontrollen sindVerstös-
se gegen das Geldspielgesetz
und die Covid-Gesetzgebung
festgestellt worden. Die ausrü-
ckenden Beamten überprüften
während der koordinierten Ak-
tion insgesamt 22 Personen.
Zwei Personen wurden wegen
Verdacht aufWiderhandlungen
gegen das Bundesgesetz über
Geldspiele inhaftiert. Ausser-
dem wurden bei der Kontrolle
Verstösse gegen die geltende
Covid-Gesetzgebung festge-
stellt. Diese Widerhandlungen
wurden mit neun Bussen im
Ordnungsbussenverfahren ab-
gehandelt. Drei Personen wer-
dendiesbezüglichbeiderStaats-
anwaltschaft zur Anzeige ge-
bracht. (kpar)

86-jährigeFrau
bautSelbstunfall
Teufen Am Samstagvormittag,
kurz vor 10.30Uhr, beabsichtig-
te eine 86-jährige Frau ihr Auto
auf der Schützenbergstrasse zu
wenden. Aufgrund einer Fehl-
manipulation der Lenkerin be-
schleunigte ihr Fahrzeug, über-
querte die Schützenbergstrasse
und kollidierte mit einem kor-
rekt parkiertenPersonenwagen.
DieserwurdedurchdenAufprall
leicht in eindrittesFahrzeugge-
schoben, welches ebenfalls be-
schädigt wurde. Die Autofahre-
rin verletzte sich bei der Kolli-
sion leicht und wurde zur
Kontrolle ins Spital überführt.
An den Fahrzeugen entstand
Schadenvonmehreren tausend
Franken. (kpar)
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